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Verordnung des Kultusministeriums 
über die Pflicht zur Teilnahme am Unterricht 
und an den sonstigen Schulveranstaltungen 

(Schulbesuchsverordnung) 
Vom 21. März 1982 

 
Zum 09.09.2012 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe 

Stand: letzte berücksichtigte Änderung: § 1 geändert durch Verordnung vom 10. Mai 2009 
(GBl. S.229) Aufgrund der §§ 35 Abs. 3, 89 Abs. 1 und 2 Nr. 3, 87 des Schulgesetzes für 
Baden-Württemberg (SchG) i.d.F. vom 23. März 1976 (GBl. S. 410), geändert durch das 
Gesetz zur Anpassung von Gesetzen an die geänderten Geschäftsbereiche der 
Ministerien vom 30. Mai 1978 (GBl. S. 286), wird verordnet: 
 

§ 1 
Teilnahmepflicht und Schulversäumnis 

 
(1) Jeder Schüler ist verpflichtet, den Unterricht und die übrigen verbindlichen 
Veranstaltungen der Schule regelmäßig und ordnungsgemäß zu besuchen und die 
Schulordnung einzuhalten. Bei minderjährigen Schülern haben die Erziehungsberechtigten 
und diejenigen, denen Erziehung oder Pflege eines Kindes anvertraut ist, bei 
berufsschulpflichtigen Schülern außerdem die für die Berufserziehung der Schüler 
Mitverantwortlichen (Ausbildende, Dienstherren, Leiter von Betrieben) oder deren 
Bevollmächtigte dafür zu sorgen, daß die Schüler diesen Verpflichtungen Folge leisten. 
(2) Der Schüler ist auch bei freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen so lange zur Teilnahme 
verpflichtet, als er nicht ordnungsgemäß abgemeldet ist. Bei den freiwilligen 
Unterrichtsveranstaltungen, die sich über einen längeren Zeitraum erstrecken, kann die 
Schule vor der Anmeldung des Schülers den Zeitpunkt festlegen, vor dem eine 
Abmeldung nicht zulässig ist; eine Abmeldung zum Schuljahresende ist jedoch 
uneingeschränkt zulässig.  
(3) Ein Schulversäumnis liegt vor, wenn ein Schüler seiner Teilnahmepflicht nicht 
nachkommt, ohne an der Teilnahme verhindert (§ 2), von der Teilnahmepflicht befreit (§ 3) 
oder beurlaubt (§§ 4 und 5) zu sein. 
(4) Für den Konfirmandenunterricht halten die Schulen in der Klassenstufe 8 den ganzen 
Mittwochnachmittag unterrichtsfrei; nach örtlicher Absprache kann dieser Nachmittag 
zusätzlich in Klasse 7 freigehalten werden. 
 

§ 2 
Verhinderung der Teilnahme 

 
(1) Ist ein Schüler aus zwingenden Gründen (z. B. Krankheit) am Schulbesuch verhindert, 
ist dies der Schule unter Angabe des Grundes und der voraussichtlichen Dauer der 
Verhinderung unverzüglich mitzuteilen (Entschuldigungspflicht). 
Entschuldigungspflichtig sind für minderjährige Schüler die 
Erziehungsberechtigten und diejenigen, denen Erziehung oder Pflege eines Kindes 
anvertraut ist, volljährige Schüler für sich selbst. Die Entschuldigungspflicht ist spätestens 
am zweiten Tag der Verhinderung mündlich, fernmündlich, elektronisch oder schriftlich zu 
erfüllen. Im Falle elektronischer oder fernmündlicher Verständigung der Schule ist die 
schriftliche Mitteilung binnen drei Tagen nachzureichen.  
 



(2) Bei einer Krankheitsdauer von mehr als zehn, bei Teilzeitschulen von mehr als drei 
Unterrichtstagen, kann der Klassenlehrer vom Entschuldigungspflichtigen die Vorlage 
eines ärztlichen Zeugnisses verlangen. Lassen sich bei auffällig häufigen Erkrankungen 
Zweifel an der Fähigkeit des Schülers, der Teilnahmepflicht gemäß § 1 nachzukommen, 
auf andere Weise nicht ausräumen, kann der Schulleiter vom Entschuldigungspflichtigen 
die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses verlangen. In diesen Fällen und unter den 
gleichen Voraussetzungen bei langen Erkrankungen kann der Schulleiter auch die Vorlage 
eines amtsärztlichen Zeugnisses verlangen. 
(3) Eine Schülerin, die wegen ihrer Schwangerschaft die Schule nicht besuchen kann oder 
will, ist wie eine Schülerin zu behandeln, die wegen Krankheit den Unterricht nicht 
besuchen kann. Für Schülerinnen der Berufsschule gilt dies nur insoweit, als sie wegen 
ihrer Schwangerschaft nicht mehr in ihrer Ausbildungs- oder Arbeitsstätte tätig sind.  
 
(4) Beim Auftreten übertragbarer Krankheiten bleiben die Vorschriften des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) in der jeweils geltenden 
Fassung unberührt. 
 

§ 3 
Befreiung vom Unterricht in einzelnen Fällen oder 

von sonstigen einzelnen Schulveranstaltungen 
 

(1) Schüler werden vom Sportunterricht teilweise oder ganz befreit, wenn es ihr 
Gesundheitszustand erfordert. Von der Teilnahme am Unterricht in einzelnen anderen 
Fächern oder von sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen können Schüler nur in 
besonders begründeten Ausnahmefällen vorübergehend oder dauernd ganz oder teilweise 
befreit werden; für Berufsschulpflichtige gilt dies nur dann, wenn der Gesundheitszustand 
die Teilnahme nicht zuläßt. 
(2) Befreiung wird nur auf rechtzeitigen Antrag gewährt. Für minderjährige Schüler können 
Anträge schriftlich von den Erziehungsberechtigten, für volljährige Schüler von diesen 
selbst gestellt werden. In dringenden Fällen können auch minderjährige Schüler mündliche 
Anträge auf Befreiung stellen. Eines schriftlichen Antrages bedarf es ferner nicht, 
wenn eine Erkrankung oder körperliche Beeinträchtigung des Schülers die 
Teilnahme am Unterricht oder den sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen 
offensichtlich nicht zuläßt. 
(3) Der Antrag auf Befreiung ist zu begründen. Werden gesundheitliche Gründe geltend 
gemacht, ist für Befreiung bis zu sechs Monaten ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. Bei 
längeren oder auffällig häufigen Erkrankungen gilt § 2 Abs. 2 Satz 3 entsprechend. Im Fall 
des Absatzes 2 Satz 4 ist ein ärztliches Zeugnis nicht vorzulegen. Die Befreiung wird 
jeweils längstens für die Dauer eines Schuljahres ausgesprochen und kann mit Auflagen 
verbunden werden. 
(4) Über die Befreiung von einer Unterrichtsstunde sowie in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 4 entscheidet der Fachlehrer, von einer sonstigen verbindlichen Schulveranstaltung 
der Klassenlehrer. In den übrigen Fällen entscheidet über Befreiungen der Schulleiter. 
 

 
 
Anmerkung: 
Dies ist Landesrecht Baden-Württemberg und gilt auch, wenn Schulen oder Lehrer 
es anders wünschen oder fordern. 
Für Fehlzeiten im Zusammenhang mit „ großen“ Prüfungen gelten besondere 
Bestimmungen, die vorher bekanntgegeben werden müssen. 


